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Presseerklärung 07/2010  - 25.11.2010: Das Ende von EURO und EU – zurück zur EG! 
  
Unsere D-Mark war die zweitwichtigste Währung der Welt. Durch den jetzt fortschreitenden 
Niedergang des US-Dollars wäre sie jetzt international sogar an erste Stelle gerückt. 
Diese international hochgeachtete deutsche Währung hat man uns mit der unumstößlichen 
Zusicherung zerschlagen, die europäische EURO-Währung würde mindestens so „hart“ wie 
die aufzugebende D-Mark sein. 
  
Viele namhafte Finanzexperten warnten vor einer solchen Gemeinschaftswährung, da die 
einzelnen Volkswirtschaften zu große Niveauunterschiede aufwiesen, die sonst bei nationalen 
Währungen durch eine Anpassung der Wechselkurse ausgeglichen werden können. Dies hatte 
bereits der zuvor liegende Vorbereitungszeitraum bewiesen, als die nationalen 
Umrechnungskurse gegenüber dem Vorläufer, dem ECU, eingefroren wurden, aber dies in 
Praxis nicht durchgehalten werden konnte und mehrfach sich erneute 
Wechselkursanpassungen als unverzichtbar erwiesen. So waren durch den EURO auftretende 
Spannungen im europäischen Währungsgeschehen von vornherein festgelegt, die sich mit 
fortschreitender Zeit immer weiter verschärfen mußten und so schließlich zu einer Implosion 
des EURO führen müssen. 
  
Obwohl ein solcher negativer Verlauf durch die Aussagen seriöser, anerkannter 
Finanzexperten einwandfrei belegt war, wurden aus rein politischen Gründen einer 
illusionären EU-Euphorie diese Warnungen in den Wind geschlagen und die nationalen 
Währungen - wie insbesondere unsere D-Mark - vernichtet.  
Dabei war die Umwandlung der EWG in eine EU mit dem Versprechen erfolgt, die nationalen 
Volkswirtschaften würden hierdurch zu einem fundamentalen Aufschwung geführt und sich 
der Lebensstandard der Bürger aller EU-Staaten stetig erhöhen und verbessern, dies noch 
zusätzlich fundiert durch den dann folgenden EURO mit einer Härte, die die als Vorbild 
angesehene, geachtete D-Mark besaß. 
  
Und nun ist genau dieses bereits damals vorherzusehende Währungsdesaster eingetreten. Statt 
der vorausgesagten stetigen Verbesserung des Lebensniveaus der Bürger als Ziel jeglicher 
Politik sind die ersten zwei EURO-Staaten - Griechenland und Irland - pleitegegangen und 
Spanien wie Portugal zeichnen sich als nächste Pleitekandidaten ab, mit der Folge drastischer 
Sparprogramme in diesen Ländern, mit massenhaftem Abbau von Arbeitsstellen im 
öffentlichen Bereich, drastischen Streichungen im Sozialbereich und sogar Gehaltskürzungen 
im Öffentlichen Dienst. 
Da das gesamte EURO-Wähungssystem bereits vor dem Zusammenbruch stand, wurde in 
hektischer Eile und quasi über Nacht der gigantische 750 Milliarden-„Rettungsschirm“ 
geschaffen - ja, während man früher in Millionen rechnete, ist man nun bereits als neue 
Normalität in den mehrstelligen Milliardenbereich gelangt - und wann etwa dann in 
Billionen? Denn es mehren sich erste Stimmen, daß diese 750 Milliarden eventuell noch gar 
nicht ausreichen könnten! 
  
Und das mit dem ehernen Versprechen, alle diese europäischen Zentralisierungsmaßnahmen 
würden dem Wohle der Bürger dienen und sein Leben und seinen Wohlstand verbessern! 
Gemäß dem Münchner IFO-Institut (Videotext ZDF 24.11.) „haftet der Staat mit 215 



Milliarden für Hilfen für verschiedene EURO-Länder“. Das bedeutet bei einem Gesamt-
Bundeshaushalt von 305 Milliarden  eine Bürgschaft bzw. eintretende Neuverschuldung von 
70,5%, mit der jeder BRD-Einwohner durch die vermeintliche EURO-Rettung zusätzlich mit 
2.622 Euro belastet wird, meine 4-köpfige Familie also mit etwa 10.500 EURO! Wobei 
bereits vermutet wird, dieser „Rettungsschirm“ könnte noch gar nicht ausreichen, da Portugal 
und Spanien ebenfalls - wie ferner Italien - als aktuelle Pleitekandidaten diskutiert werden, 
und es heute sogar Informationen umlaufen, selbst Frankreich würde erwägen, sich unter den 
„Rettungsschirm“ begeben zu müssen. Ist eine solche Finanzpolitik nicht heller Wahnsinn? Es 
muß doch nun dem letzten EURO-Euphoriker klar werden, daß er EURO nicht mehr zu halten 
und aufgegeben werden muß! 
Ja - aber das seien ja nur Bürgschaften - zur Beruhigung der Finanzmärkte und keine realen 
Zahlungen! Hier folgt nun der nächste volkswirtschaftliche Schwachsinn: durch die den 
Pleitestaaten aufgezwungenen drastischen Sparmaßnahmen - wie Irland 14% Kürzung im 
Sozialbereich, Absenkung des Mindestlohnes von 8,65 auf 7,65 Euro, Erhöhung der 
Mehrwertsteuer von 21 auf schließlich 23%, in Portugal sogar auf 25% vorgesehen, können 
sich diese Volkswirtschaften keinesfalls erholen, es werden diese Bürgschaften finanziell 
fließen müssen.  
Durch diese ausufernden Spar-Belastungen müssen die dortigen Bürger ihre Ausgaben 
drastisch einschränken, wodurch ein Absinken der Binnennachfrage eintritt, die sich weiter 
negativ auf die Industrie auswirkt und die dringend benötigen Steuereinnahmen sinken. 
Dieser Spar-Gesundungs-Kurs führt so in eine weitere Beschleunigung des wirtschaftlichen 
Niedergang dieser Staaten, und wenn jemand meint, diese Länder könnten hierdurch jemals in 
die Lage kommen, die hierbei anstehenden Kredite zurückzuzahlen und dann noch mit 5% 
Zinsen, der ist als Politiker untragbar und sollte auf einen Beruf ausweichen, in dem er für die 
Bürger möglichst keinen Schaden mehr anrichten kann! 
  
Wann wird man endlich in der EU und insbesondere in der Bundesregierung einsehen, daß die 
EURO gescheitert ist und alle diese „Stützungsmaßnahmen“ das Desaster nur noch 
verschlimmern, da sie die Ursachen nicht beseitigen! Diese Ursache ist - neben dem kranken 
Zins- und Zinseszinssystem - jetzt hier das Zwangskorsett des unseligen EURO! Es gibt 
deshalb nur eine Konsequenz, so unangenehm sie auch sein mag:  
  
Raus aus dem EURO und zurück zu den nationalen Währungen! 
  
Und das so schnell wie möglich, weil im allseitigen Interesse und möglichst verbunden mit 
einem Schuldenerlaß von wenigstens 30% zu Lasten der Gläubigerbanken entsprechend dem 
sonst allgemein gültigen Geschäftsrisiko! Denn so können einerseits die insolventen Staaten 
ihre nationalen Wechselkurse  wieder entsprechend ihren spezifischen volkswirtschaftliche 
Gegebenheiten anpassen und eine reale Chance einer Aufwärtsentwicklung erhalten, und 
andererseits die Geberstaaten - wie an erster Stelle und mit weitem Abstand Deutschland - 
würden nicht noch zusätzlich in eine von ihnen unverschuldete finanzielle Katastrophe 
getrieben. 
Für eine optische Beruhigung könnte der EURO bei diesem Umbruch weiterhin als eine 
internationale Verrechnungswährung bestehen bleiben, wie zuvor der ECU und im 
Warschauer Pakt der Transferable Rubel. Das würde zudem eine Stärkung dieses 
„Transferablen EURO“s bedeuten, der dann von einer realistischeren materiellen Grundlage 
aus eine stabile internationale Wirkung entfalten könnte. 
  
Noch hat man die Wahl, einen solchen Wechsel jetzt gezielt und geordnet selbst zu 
vollziehen, als weiter abzuwarten und sich dann diese jetzigen finanziellen EURO-



Fehlstrukturen überraschend und chaotisch im Selbstlauf einer natürlichen Gesetzmäßigkeit 
von selbst vernichten.  
  
Durch den damit verbundenen Ausfall der Bundesrepublik Deutschland als Netto-
Zahlmeister der Europäischen Union wird auch dieses fragwürdige Konstrukt mit EU-
Kommission und „Europäischem Parlament“ keinen weiteren Bestand mehr haben, so 
die europäischen Staaten wieder in die nationale, eigene Selbstbestimmung entlassen 
werden und sich so eigene Leistung für die eigenen, diese schaffenden Bürger wieder 
lohnen, als statt dessen in einem realitätsfremden EU-Transfer zu verarmen.  
  
Das bedeutet eine Wieder-Rückkehr zu einem Europa der Nationen, die im Rahmen 
einer freien Europäischen Gemeinschaft - EG - ohne jegliche zentrale Bevormundung 
zum gegenseitigen wirtschaftlichen Vorteil miteinander kooperieren. 
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